
Europäischer Rat im Zeichen von Industrie und Brexit 

Am Donnerstag gab die Bundeskanzlerin am Vormittag ihre 

4. Regierungserklärung in dieser Legislaturperiode. Anlass 

der 20-minütigen Rede mit anschließender Debatte war das 

Zusammentreffen des Europäischen Rates am 21. Und 22. 

März in Brüssel. In dieser Woche trafen sich die Staats- und 

Regierungschefs zu ihrem traditionellen Frühlings-Gipfel. Es 

ging wieder um den Brexit und die Art und Weise, wie das 

Vereinigte Königreich aus der EU austritt. Wir in der Union, 

viele Menschen in Deutschland hätten sich gewünscht, dass 

die Briten in der EU bleiben. Sie haben anders entschieden. 

Dann müssen sie aber auch die dafür notwendigen Entschei-

dungen treffen.  

Weitere 

Schwerpunkt 

dieses EU-Rats-

treffens waren 

wirtschaftliche 

Themen, die 

die Wettbe-

werbsfähigkeit 

Europas be-

treffen. Dabei 

ging es z.B. um 

den EU-Binnenmarkt, um die Weichen für die künftige euro-

päische Klimapolitik im Einklang mit den Klimazielen von 

Paris gestellt sowie um eine europäische Industriestrate-

gie. Dieses Thema ist vor allem auf Initiative der Bundeskanz-

lerin auf die Tagesordnung gesetzt worden. Die europäische 

Industrie ist ein wesentlicher Schlüssel für unsere Wettbe-

werbsfähigkeit und unseren Wohlstand. Angesichts der glo-

balen Veränderungen muss sich die EU auch hierzu positio-

nieren. Außerdem haben die Staats- und Regierungschefs in 

Brüssel den EU-China Gipfel am 9. April inhaltlich vorberei-

tet.  

Kabinett beschließt Eckwerte zum Haushalt 2020 

Das Bun-

deskabinett 

hat in die-

ser Woche 

die Eckwer-

te für den 

Haushalt 

2020 und 

für den 

Finanzplan 

bis zum 

Jahr 2023 beschlossen. Damit ist der Rahmen abgesteckt 

für die regierungsinterne Erarbeitung des Gesetzentwurfs 

für den Haushalt 2020, den das Kabinett im Sommer ins 

Verfahren geben wird.  

Der Finanzplan ist als regierungsseitiges Planungsinstru-

ment in erster Linie Sache der Bundesregierung, die damit 

die künftigen Schwerpunkte setzt und die Grundlage für 

die folgenden Haushaltsaufstellungen bildet. Wie üblich 

wird aber der Deutsche Bundestag im Herbst dieses Jah-

res sein „Königsrecht“ - das Haushaltsrecht - ausüben und 

den Haushalt 2020 beraten und beschließen. Erst dann 

werden verbindliche Entscheidungen getroffen.  

Auffällig ist der starke Anstieg der Sozialausgaben, wäh-

rend gerade die Zuwächse in den Bereichen Verteidigung 

und Entwicklungshilfe, in denen wir internationale Ver-

pflichtungen eingegangen sind, verhalten ausfallen.  Wir 

haben uns in sehr guter wirtschaftlicher Lage zu viel ge-

leistet. Nun müssen wir in der Haushaltsplanung umsteu-

ern. Neue Schulden und Steuererhöhungen sind auch wei-

terhin mit der Union nicht zu machen. Daher müssen wir 

den Koalitionsvertrag kritisch überprüfen und Ausgabe-

wünsche infrage stellen.   

Die Woche im Bundestag 



Polizisten und Rettungskräfte besser schützen 

Polizisten und 

Rettungskräfte 

halten für die 

Sicherheit der 

Menschen in 

Deutschland 

jeden Tag den 

Kopf hin. Sie 

verdienen da-

her besonde-

ren Schutz und 

besondere 

Anerkennung.  

Mehr als 4500-mal wurden "Vollstreckungsbeamte und 

gleichstehende Personen" im Jahr 2017 während allgemei-

ner Tätigkeiten, etwa der Streifenfahrten oder der Aufnah-

me eines Unfalls, angegriffen. Das ist ein deutlicher Anstieg 

innerhalb von vier Jahren. 

Härtere Strafen  

Seit Mai 2017 werden Angriffe auf Vollstreckungsbeamte 

und Rettungskräfte härter bestraft. Die Unionsfraktion 

hatte das Thema im Bundestag vorangetrieben und 2017 

die Strafvorschriften zum Schutz von Polizeibeamten und 

Rettungskräften verschärft. So wurde ein neuer Straftatbe-

stand des „Tätlichen Angriffs auf Vollstreckungsbeamte“ 

geschaffen. Im Paragrafen §114 sind nun Freiheitsstrafen 

bis zu fünf Jahren vorgesehen. Damit steht Gewalt gegen 

Polizisten auch schon bei allgemeiner Diensthandlungen 

unter Strafe. 

Neue Stellen und bessere Ausstattung  

Neben dem strafrechtlichen Schutz bedarf es auch Investiti-

onen in die personelle und materielle Ausstattung unserer 

Sicherheitskräfte: Durch den Pakt für den Rechtsstaat erhal-

ten Bundespolizei und Bundeskriminalamt mehr Personal 

und mehr finanzielle Mittel. 

Strafrecht konsequent anwenden 

Die Gerichte müssten nun die Strafgesetze auch konse-

quent anwen-

den, verlangt 

Winkelmeier-

Becker. Die 

Gerichte 

hätten bei-

spielsweise 

auch die Mög-

lichkeit, Fahr-

verbote gegen 

Straftäter zu 

verhängen. 

„Ein solches 

Fahrverbot 

hinterlässt gerade bei jungen Krawallmachern oft mehr 

Wirkung als eine Geld- oder Bewährungsstrafe“, macht 

Winkelmeier-Becker deutlich. Bei volljährigen Kriminellen 

müsse außerdem das Erwachsenenstrafrecht konsequent 

zur Anwendung kommen: „Es ist nicht hinnehmbar, dass 18

-, 19- oder 20-jährige Täter in einem Großteil der Fälle noch 

nach Jugendstrafrecht abgeurteilt werden, bei dem der 

Erziehungsgedanke im Vordergrund steht“, äußert die 

rechtspolitische Sprecherin der Unionsfraktion ihren Un-

mut. Der Gesetzgeber müsse hier ein klares Signal setzen, 

dass kriminelles Verhalten nicht geduldet wird. 

Starker Staat: Nein zu Gewalt gegen Einsatzkräfte 

Matthias Middelberg, innenpo-

litischer Sprecher der CDU/CSU

-Bundestagsfraktion, zu dem 

am Dienstag gefällten Urteil 

des Europäischen Gerichtshofs 

in Luxemburg zu einer erleich-

terten Flüchtlingsabschiebung 

in andere EU-Länder: 

„Das Urteil des EuGH ist zu be-

grüßen. Es zeigt, dass Rück-

überstellungen in EU-Staaten nur in extremen Ausnahme-

fällen wegen der Lage vor Ort verweigert werden können. 

Das sollte auch in der Praxis die absolute Ausnahme blei-

ben: In der Wertegemeinschaft EU kann von allen Mitglied-

staaten erwartet werden, dass sie die Personen in ihrem 

Land nicht unmenschlich oder erniedrigend im Sinne der 

Grundrechtscharta behandeln. Können Personen dennoch 

aufgrund solcher systemischen Mängel nicht in einen Mit-

gliedstaat zurückgeführt werden können, sollte das EU-

Recht künftig vorsehen, dass dieser Mitgliedstaat gegen-

über dem aufnehmenden Mitgliedstaat jedenfalls für die 

finanziellen Folgen haftet.“ 

 

Rücküberstellungen in EU-Staaten sollen Ausnahme bleiben   



Chöre, Museen 

und Theater im 

ländlichen Raum 

stiften Identität 

und Heimat in 

einer sich schnell 

verändernden 

Welt. Sie 

schaffen lokale 

und soziale Ver-

bundenheit. 

Gleichzeitig sind 

Kultureinrichtun-

gen Orte, in de-

nen große Themen diskutiert werden und Weltoffenheit 

gelebt wird. Wie diese wertvollen Kulturorte, wie vor allem 

auch die vielen ehrenamtlichen Initiativen gestärkt werden 

können, war Thema eines Fachgespräches der CDU/CSU-

Fraktion zu Beginn dieser Woche. 

Tausende Menschen engagieren sich ehrenamtlich in Chö-

ren, Traditionsvereinen, lokalen Museumsprojekten, für 

den Erhalt der Kirchen und Denkmäler in ihrer Region. 

„Kultur sorgt dafür, dass Identität geschaffen wird und In-

tegration stattfindet – in einer Weise, wie wir es uns in an-

deren Bereichen wirklich wünschen würden“, so Gitta 

Connemann, stellvertretende Vorsitzende der Unionsfrakti-

on. Damit dieses Engagement lebendig bleibt, ist im Koaliti-

onsvertrag beschlossen worden, das Ehrenamt von büro-

kratischen Vorgaben zu entlasten. Hochkultur und Breiten-

kultur dürfen nicht gegeneinanderstehen. Beides ist wichtig 

und greift in der Arbeit vieler Kulturinstitutionen bereits 

ineinander, wie Teilnehmer berichteten.  

Kulturstaatsministerin Monika Grütters stellte vor, wie der 

Bund Kultur im ländlichen Raum fördert. Beispielsweise 

stehen für das Programm „TRAFO – Modelle für Kultur im 

Wandel“ von 2015 bis 2024 insgesamt 22,8 Millionen Euro 

zur Verfügung. Damit werden Veränderungsprozesse der 

kulturellen Infrastruktur in ländlichen Regionen unterstützt, 

die in besonderer Weise vom demografischen Wandel ge-

prägt sind.  

Für die CDU/CSU-Fraktion steht fest: Bei der Kulturförde-

rung sollte nicht mehr nur danach gefragt werden, ob ein 

Projekt nationale Bedeutung hat, sondern auch, welche 

Auswirkungen es auf das Leben im ländlichen Raum hat. 

„Die Politik muss sich ganz klar machen, dass jeder Mensch 

auf dem Land den gleichen Anspruch auf Kultur hat, wie ein 

Städter,“ so Elisabeth Motschmann, kulturpolitische Spre-

cherin der Fraktion. Gleichwertigkeit der Lebensverhältnis-

se heißt dabei nicht, dass überall dasselbe Angebot 

herrscht. Aber das Netz von Kulturorten und der Möglich-

keiten gerade auch für Kinder und Jugendliche, sich selbst 

kulturell zu betätigen, muss erhalten bleiben. Dafür setzt 

sich die CDU/CSU-Fraktion weiter ein. 

Connemann/Motschmann: Kultur bietet eine geistige Heimat  

Positionspapier zu Deutscher Einheit und SED-Opfern  

Vor 30 Jahren 

brachten die 

Deutschen in 

der DDR die 

Mauer zum 

Einsturz. Damit 

endete die 

bittere Teilung 

unseres Lan-

des. Aber es 

blieben Opfer, 

welche die Fol-

gen des SED-Unrechts bis heute spüren. Wir sind den Op-

fern dieses Unrechts auch in Zukunft Gerechtigkeit schuldig. 

Für uns dürfen Erinnerung, Aufarbeitung und Wiedergut-

machung auch nach 30 Jahren nicht an Bedeutung verlie-

ren. Daher beschließen wir als Fraktion ein umfassendes 

Positionspapier, das weitere Maßnahmen zur Rehabilitie-

rung der Opfer enthält. Wir machen uns etwa für die 

Entfristung der Rehabilitierungs-Gesetze stark. Diese bieten 

Opfern die rechtliche Grundlage für Entschädigungen. Auch 

kommende Generationen sollen erfahren, wohin die SED-

Diktatur geführt hat. Wir fordern daher ein Mahnmal für 

die Opfer kommunistischer Gewalt. Wir wollen einen Härte-

fallfonds für die Opfer des SED-Unrechts einrichten, die 

bislang durch das Raster fallen. Ein unabhängiger Bundes-

beauftragter soll für die Opfer der SED-Opfer ein vertrau-

enswürdiger Ansprechpartner sein. Die Geschichte zwangs-

adoptierter Kinder ist noch immer unklar. Hierzu brauchen 

wir mehr Erkenntnisgewinn durch Forschung.  Die Rekon-

struktionsarbeit der Stasi-Akten muss weitergehen – mit 

Unterstützung neuer Technik. Wir wollen Forschung und 

Lehre weiter verstärken, um das ganze Ausmaß des Un-

rechts zu erfassen. Wir müssen dem Gedenken und den 

Lehren aus beiden Diktaturen mehr Raum verschaffen. 

Auch in den Lehrplänen. Mit dem Wissen über das Wesen 

einer Diktatur lernt man den Wert der Demokratie zu schät-

zen. 

Elisabeth Motschmann, Gitta Connemann 



Versteigerung der Frequenzen für 5 G beginnt 

In dieser Woche begann bei 

der Bundesnetzagentur die 

Versteigerung von Frequen-

zen, welche die Telekommuni-

kationsunternehmen für die 

neue Mobilfunkgeneration 5G 

nutzen werden. Mit 5G kön-

nen deutlich größere Daten-

mengen in Echtzeit übertragen 

werden. Man benötigt diese Technik für autonomes Fahren 

und viele innovative Industrieanwendungen. Es ist davon aus-

zugehen, dass die Versteigerung mehrere Wochen dauern 

wird. Danach werden die Frequenzen den Telekommunikati-

onsunternehmen zugeteilt und der Ausbau kann beginnen. 

Bis spätestens Ende 2022 muss der erste Ausbauschritt erfüllt 

sein, so dass er dann den Verbrauchern zugutekommt.  
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Kinder. Das Schulstarterpaket heben wir etwa auf 150 Euro 

an. Besonders hervorzuheben ist auch die Abschaffung der 

Eigenanteile bei der gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung 

und bei der Schülerbeförderung.  

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streit-

kräfte an der NATO-geführten Maritimen Sicherheitsopera-

tion SEA GUARDIAN im Mittelmeer. Wir berieten den Antrag 

der Bundesregierung zur Fortsetzung der Beteiligung bewaff-

neter deutscher Streitkräfte an der NATO-geführten Mariti-

men Sicherheitsoperation SEA GUARDIAN. Das Mandat soll 

bis zum 31. März 2020 verlängert werden, die personelle 

Obergrenze wird auf 650 Soldaten festgelegt. SEA GUARDIAN 

ermöglicht Schiffe, die im Verdacht stehen, eine Verbindung 

zu terroristischen Organisationen zu haben, zu kontrollieren 

und zu durchsuchen. Zudem wirkt die Operation durch die 

Präsenz der Einsatzkräfte als präventiver Ordnungsfaktor. 

Deutschland beabsichtigt weiterhin eine regelmäßige Beteili-

gung an SEA GUARDIAN, um so einen wichtigen Beitrag zur 

Seeraumüberwachung, zum Lagebildaustausch, zum mariti-

men Kampf gegen den Terrorismus und zur Beschränkung 

des Waffenschmuggels zu leisten. 

Die Woche im Parlament  

Ein deutsch-französisches Parlamentsabkommen – Für eine 

verstärkte parlamentarische Zusammenarbeit. Die Parlamen-

te Deutschlands und Frankreichs, der Deutsche Bundestag 

und die Assemblée Nationale, schließen ein eigenes Abkom-

men ab, um damit die deutsch-französische Zusammenarbeit 

im Bereich der Legislative auszubauen. 56 Jahre nach der Un-

terzeichnung des Elysée-Vertrags und mit Blick auf den im 

Januar von den Regierungen Deutschlands und Frankreichs 

gezeichneten Aachener Vertrag werden die Parlamente so 

ihrer Verantwortung für die Freundschaft der beiden Staaten 

gerecht. Die regelmäßige Arbeitsbeziehung soll künftig inten-

siviert werden. Dazu wird eine eigene deutsch-französische 

Kammer aus Abgeordneten aus Berlin und Paris gebildet, die 

mindestens zweimal jährlich zusammentritt. Dort sollen alle 

bilateralen Themen gemeinsam erörtert werden ohne ver-

bindliche Beschlüsse zu fassen. Das Abkommen reagiert auf 

diese Weise auf die zunehmend internationaler werdenden 

Problemstellungen und ist zugleich ein Bekenntnis zur 

deutsch-französischen Freundschaft. 

Gesetz zur zielgenauen Stärkung von Familien und ihren Kin-

dern durch die Neugestaltung des Kinderzuschlags und die 

Verbesserung der Leistungen für Bildung und Teilhabe 

(Starke-Familien-Gesetz) Wir beschlossen in 2./3. Lesung 

Maßnahmen zur Stärkung insbesondere einkommensschwa-

cher Familien. Mit dem Ausbau und der Verbesserung von 

Leistungen für diese Familien wollen wir vor allem die Lage 

von Kindern verbessern. Der Kinderzuschlag soll dafür erhöht 

und auf Dauer dynamisiert werden. So wird beispielsweise 

zusätzliches Erwerbseinkommen der Eltern den Gesamtkin-

derzuschlag nur noch zu 45%, statt bisher zu 50%, mindern. 

Wir wollen den Kreis der Leistungsberechtigten darüber hin-

aus auf weitere Familien ausdehnen. Auch im Bereich des 

Bildungs- und Teilhabepaketes verbessern wir Leistungen für 

Daten und Fakten 

Onlineshopping immer be-

liebter. Einkaufen im Inter-

net bietet eine große Aus-

wahl und die Möglichkeit des 

direkten Preisvergleichs, zu-

dem ist es äußerst bequem. 

Diese Vorteile scheinen bei 

den EU-Bürgern gut anzu-

kommen, denn die Zahl der 

Onlinekäufer ist in den letz-

ten 10 Jahren stark gestiegen. Kaufte 2008 nur die Hälfte der 

Internetnutzer auch online ein, waren es 2018 bereits 69%. 

Deutschland lag mit 82% sogar deutlich über dem Durch-

schnitt auf dem 4. Platz. Nur in Schweden und den Nieder-

landen (jeweils 84%), Dänemark (86%) und dem Vereinigten 

Königreich (87%) war Onlineshopping noch beliebter. 

(Quelle: Statistisches Bundesamt / Eurostat) 
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